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Gemischte Gefühle begleiten den im Dezember 1997 in Luxemburg eingeläuteten
Beitritts- und Verhandlungsprozeß, mit dem die Europäische Union in ihre fünfte
Erweiterung eintritt: Einerseits gilt die Parole „business as usual", vor allem in
bezug auf das konkrete Beitrittsmanagement, andererseits sind der Verlauf und die
Dauer der Verhandlungen sowie die wirtschaftlichen und politischen Implikationen
von Erweiterung und Beitritt für die EU bzw. die zehn Kandidaten aus Mittel- und
Osteuropa (MOE-10) und Zypern derzeit kaum abzuschätzen. Weder die Amster-
damer Beschlüsse zur Revision der Gemeinschaftsverträge vom Juni 1997 noch die
Schlußfolgerungen des Europäischen Rates von Luxemburg haben ausreichende
Planungssicherheit für beide Seiten gebracht oder die Zuversicht in den Reform-
willen der EU gestärkt. Auch werden Tempo und Qualität der Beitrittsvorbereitung
in den beitrittsuchenden Ländern zunehmend kritisch beurteilt, da die Probleme der
Kandidaten bald die Probleme der EU sein könnten. Diese Unsicherheiten hängen
mit den Besonderheiten der anstehenden Erweiterung zusammen, die „nicht bloß
eine weitere Beitrittsrunde"1 darstellt.

Zunächst und vor allem ist die fünfte Erweiterung der Europäischen Union ein
historischer Schritt zur Überwindung der Teilung und zur Neuordnung Europas
nach der Zeitenwende von 1989. Aus diesem Motiv bezieht die Osterweiterung ihre
politische Dynamik und auch ihre moralische Dimension. Zweitens stehen die Kan-
didaten vor erheblichen Anpassungsproblemen, die sich auf grundlegende Anforde-
rungen einer funktionierenden Marktwirtschaft, eine ausreichende Wettbewerbs-
fähigkeit und darüber hinaus auf die spezifischen Konditionen der Übernahme der
EU-Standards erstrecken, wie sie im acquis communautaire festgelegt sind. Ange-
sichts der nie dagewesenen Zahl von elf Bewerberländern und verschleppter inter-
ner Reformen steht nicht zuletzt eine Liste tiefgreifender Anpassungen im Lasten-
heft der EU. Im Horizont einer künftigen EU der zwanzig und mehr Mitglieder muß
sie ihre Institutionen und Verfahren reformieren und in den ausgabenwirksamen
und re-distributiven Bereichen der Gemeinsamen Agrarpolitik und der Regionalpo-
litik Kriterien neu definieren sowie Einschnitte in alte Besitzstände vornehmen.
Darüber hinaus wirft die anstehende Erweiterung Grundsatzfragen auf, wie die der
territorialen Grenzen der EU, der finalite des Integrationsprozesses sowie der „Ver-
fassungsentwicklung" unter den Bedingungen steigender Heterogenität und wach-
sender Differenzierung nach Maßgabe der Leistungskraft und integrationspoliti-
schen Grundorientierung der Mitgliedstaaten. Die EU muß ihre Modernisierungs-
anstrengungen fortsetzen und die MOE-Staaten mit Hochdruck und unter den ver-
schärften Bedingungen der Globalisierung in diese weltweiten Anpassungsprozesse
einbinden. Vor diesem Hintergrund stößt die EU nun an die Grenzen ihrer schritt-
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weisen, dilatorischen und die Schlüsselprobleme ausklammernden Erweiterungs-
politik, deren Anfänge bis in die Verhandlungen über die Europaabkommen Anfang
der neunziger Jahre zurückreichen. Mit der feierlichen Eröffnung des Beitritts- und
Verhandlungsprozesses am 30. und 31. März 1998 ist die Erweiterung zugleich in
die Phase der bürokratischen Politik getreten, in der die beteiligten Akteure ihre
Interessen innerhalb des EU-Systems formulieren und durchzusetzen suchen. Sel-
ten standen die festliche Rhetorik und Beschwörung des historischen Wandels im
Zuge der Erweiterung („Überwindung von Jalta") einerseits und die Verteidigung
von Besitzständen durch die Regierungen der Mitgliedstaaten andererseits in größe-
rem Gegensatz als zwischen den Gipfeln von Luxemburg im Dezember 1997 und
Cardiff im Juni 1998.

Im Juli 1997 hatte die Kommission ihre „Agenda 2000" genannte Mitteilung an
den Rat vorgelegt, die „ein klares und zusammenhängendes Bild von der Europäi-
schen Union am Beginn des 21. Jahrhunderts"2 liefern soll. Erstmals beschrieb die
Kommission in einem Dokument die anstehende „doppelte Reifeprüfung" und bün-
delte Vorschläge sowohl für die mittelfristige Erweiterungsfähigkeit der EU als
auch für die Beitrittsfähigkeit der mittel- und osteuropäischen Kandidaten.3 In der
anschließenden Behandlung der Agenda 2000 durch die EU-Organe und die Mit-
gliedstaaten wurde diese Gesamtschau der Probleme wieder entkoppelt und in zwei
strategische Komplexe aufgespalten: So bezeichnet „Agenda 2000" vornehmlich
die EU-Reformen im Lichte der Erweiterung, während die Fragen des Beitritts- und
Verhandlungsprozesses unter dem Stichwort Erweiterung abgehandelt werden.4

Beitritts- und Verhandlungsprozeß: Inklusion und Differenzierung

Zwischen April 1994 und Juni 1996 richteten zehn Staaten Mittel- und Osteuropas5

ihre Beitrittsgesuche an den Rat und ergänzten damit die Anträge der Türkei (aus
dem Jahr 1987), Zyperns und Maltas (1990) sowie der Schweiz (1992). Da die
Schweiz ihren Antrag nach dem negativen Referendum vom Dezember 1992 über
die Mitgliedschaft der Eidgenossen im EWR nicht weiterverfolgte, die seit Oktober
1996 amtierende Labour-Regierung Maltas den Antrag einfror und die EU ihrerseits
die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei aus politischen Gründen
zurückweist, kommen elf aktuelle Beitrittsgesuche in Betracht. Der Europäische
Rat hatte in Madrid (Dezember 1995) seine Absicht erklärt, den Erweiterungspro-
zeß mit den MOE-10 sobald wie möglich nach Abschluß der Regierungskonferenz
über die Revision der Verträge einzuleiten. Mit Zypern sollte dies sogar nach sechs
Monaten geschehen. Die Unterzeichnung des Amsterdamer Vertrages am 2. Okto-
ber 1997 hatte dann den Weg zur Erweiterung frei gemacht.

Allein die Zahl von elf Bewerberländern stellte die EU vor die Frage, mit wem
sie Verhandlungen nach Artikel O des EUV beginnen solle: mit allen gleichzeitig,
wie es das Startlinienmodell vorsah, oder gestaffelt gemäß dem Gruppenmodell?
Letzteres empfahl die Kommission in der Agenda 2000 und nannte Ungarn, Polen,
Estland, die Tschechische Republik und Slowenien als Kandidaten, da sie den rela-
tiv besten Reifegrad im Lichte der in Kopenhagen festgelegten politischen und wirt-
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schaftlichen Beitrittskriterien aufwiesen.6 Die Kommission stützte diese Einschät-
zung auf ihre in die Agenda 2000 integrierten ausführlichen vorläufigen Stellung-
nahmen zu den zehn Beitrittsanträgen. Sie argumentierte mit Daten zum Stand der
wirtschaftlichen Transformation und Leistungskraft für die frühzeitige Differenzie-
rung und mit technokratischen Vorbehalten gegen einen Verhandlungsbeginn mit
allen Bewerbern, da dies zur Überlastung der administrativen Kreisläufe führe und
es zudem unglaubwürdig sei, mit Ländern zu verhandeln, die auf absehbare Zeit
nicht zur Übernahme des acquis communautaire in der Lage sein würden. Dagegen
bezogen einige Mitgliedstaaten im Laufe des Sommers und Herbst 1997 aus
grundsätzlichen und eher geopolitischen Erwägungen heraus für das Startlinienmo-
dell Position. Insbesondere Schweden und Dänemark rückten nicht von ihrem
Votum für das Startlinienmodell ab, das vor allem die Gleichrangigkeit ihrer drei
baltischen Nachbarn sicherstellen sollte. Sie fanden sich in einer seltenen Koalition
mit südlichen Mitgliedstaaten wieder, die vor allem die Gefahren eines möglichen
Zurückweisungsschocks und einer neuen Spaltung Europas herausstellten. Ein Ver-
zicht auf frühzeitige Differenzierung hätte allerdings die Kalkulation der bud-
getären Auswirkungen der Erweiterung deutlich erschwert und interessierten Län-
dern ein Druckmittel zur Durchsetzung ihrer haushalts- und strukturpolitischen For-
derungen sowie möglicherweise auch einen Hebel zur Verzögerung des Erweite-
rungsprozesses an die Hand gegeben. Nachdem zahlreiche Varianten unter den Mit-
gliedstaaten diskutiert worden waren, einigten sie sich schließlich auf das in den
Schlußfolgerungen des Europäischen Rates vom 12./13. Dezember 1998 beschrie-
bene Prozeßmodell, das die Einbeziehung aller Kandidaten in den Beitrittsprozeß
hervorhebt und dennoch Abstufungen unter den MOE-10 durch eine gestaffelte
Eröffnung der konkreten Verhandlungen zuläßt. Ausdrücklich stellte der Europäi-
sche Rat fest, daß es keinen gemeinsamen Kalender für die Unterzeichnung der
Beitrittsverträge geben wird. Zwar folgte der Europäische Rat dem Vorschlag der
Kommission, mit „ihren" fünf MOE-Vorreiterländern und Zypern in konkrete Ver-
handlungen einzutreten, jedoch hat er zugleich Vorkehrungen für eine stärkere Mul-
tilateralisierung und Gleichbehandlung der Bewerber im Rahmen eines komplexen,
alle Bewerberstaaten einschließenden und evolutiven Beitritts- und Verhandlungs-
prozesses getroffen, die über das Symbolische hinausgehen sollen.7 Seine zentralen
Elemente sind: (1) „Treffen der 26", die die Nachfolge des sowohl in der Agenda
2000 als auch in den Luxemburger Beschlüssen fallengelassenen strukturierten Dia-
loges antreten sollen; (2) Durchführung des sogenannten Screening-Verfahrens mit
allen elf Bewerbern; (3) jährlich erstellte Berichte der Kommission an den Rat über
die Fortschritte der Kandidaten inklusive von Empfehlungen für die Einbeziehung
weiterer Länder in die konkreten Verhandlungen; (4) Stärkung der Heranführungs-
hilfe für alle Bewerber durch Aufstockung der Mittel und das neue Instrument der
Beitrittspartnerschaften. Auch die fünf Länder der zweiten Reihe äußerten kaum
Kritik an diesen Arrangements. Das gilt auch für die Slowakei, die aus Sicht der EU
die Prinzipien der Demokratie nicht ausreichend erfüllt, und deshalb trotz relativ
günstiger wirtschaftlicher Entwicklung nicht zu den Vorreitern zählt. Ende Novem-
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ber 1998 wird die EU-Kommission erstmals ihre Fortschrittsberichte vorlegen und
gegebenenfalls das Feld neu ordnen.

Gemäß den Luxemburger Beschlüssen wurde der Beitritts- und Verhandlungs-
prozeß am 30. März 1998 in London im Kreis der „15+11" Außenminister feierlich
eröffnet, was bereits einen Vorgeschmack auf künftige Ratssitzungen in einer erwei-
terten EU bot. Den Kandidaten blieben nur wenige Minuten, um in einem State-
ment quasi ihre Visitenkarte für die Verhandlungen abzugeben. Tags darauf eröff-
nete der Rat den konkreten Verhandlungsprozeß gemäß Artikel O EUV durch bila-
terale Regierungskonferenzen der 15 mit den „5 +1". Im 45 Minuten-Takt präsen-
tierten die sechs Außenminister Grundpositionen und Erwartungen ihrer Länder. So
nannten die Minister Polens und Ungarns, Geremek und Kovacs, das Jahr 2002 als
angestrebten effektiven Beitrittstermin.8 Die Luxemburger Schlußfolgerungen
sehen nach Bedarf weitere Treffen im Format der „11+15" vor, die sich auf alle
Sektoren und Tätigkeitsfelder der EU erstrecken können. So trafen sich beispiels-
weise die Innen- und Justizminister der 26 am 28. Mai 1998, um einen Pakt gegen
das organisierte Verbrechen zu unterzeichnen, der als „Vorbeitrittsvereinbarung"
deklariert wird und auf den auch die Beitrittspartnerschaften Bezug nehmen.9

Screening

Den Verhandlungen im Sinne bilateraler Regierungskonferenzen unter Leitung der
Präsidentschaft ist ein „Screening" genanntes Verfahren vorgeschaltet, das der ana-
lytischen Durchsicht des mehr als 12.000 Rechtsakte umfassenden acquis commu-
nautaire gewidmet ist. Beitrittsverhandlungen sind Verhandlungen darüber, wann,
nicht ob der Besitzstand komplett übernommen und angewandt wird. Zunächst prä-
sentiert deshalb die Kommission den EU-Besitzstand in bezug auf die zur Ver-
handlung anstehenden Kapitel, von denen vorläufig 31 aufgestellt worden sind. Sie
reichen vom freien Warenverkehr bis zu Finanzkontrolle und Institutionen. Die
Kommission richtet vor allem zwei Fragen an die Delegationen der Beitrittskandi-
daten: Akzeptiert der Antragsteller den Acquis, und verfügt er über die notwendi-
gen gesetzlichen Grundlagen und Institutionen zur Implementation des Acquis?

Das Screening war von Kommissar van den Broek und dem Leiter der rund vier-
zigköpfigen „Task Force Erweiterung" der Kommission am 3. April 1998 mit allen
elf Bewerberländern eröffnet worden.10 Danach wird das Screening für die 5+1
Länder der ersten Reihe und die fünf Länder der zweiten Reihe getrennt durchge-
führt. Das am 27. April 1998 begonnene Screening für die fünf sogenannten Pre-ins
findet multilateral statt und soll Ende des Jahres abgeschlossen sein, da es eine
weniger detaillierte individuelle Behandlung der Situation in den Ländern mit Blick
auf einen mittelfristigen Beitritt zum Gegenstand hat. Bilaterale Sitzungen mit den
Pre-ins sind dann für Anfang 1999 vorgesehen. Ihr Screening liegt in den Händen
der DG IA unter Vorsitz des Stellvertretenden Generaldirektors Lamoureux.11

Dagegen nimmt sich die Task Force Erweiterung der sechs Vorreiterländer an und
führt nach einer generellen Einleitung zu dem betreffenden Verhandlungskapitel
bilaterale Sitzungen mit den Kandidaten durch.12
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Die Übung dient dazu, jene Problemfelder zu identifizieren, bei denen der Kan-
didat technische Anpassungen, zeitweise Abweichungen oder Übergangsregelun-
gen in bezug auf die vollständige Anwendung des acquis communautaire beantra-
gen muß. Die Kommission wird - soweit es die EG-Säule betrifft - diesbezügliche
Vorschläge für eine gemeinsame Verhandlungsposition der Mitgliedstaaten entwer-
fen und dem Rat zuleiten. Der Leiter der Task Force, van der Pas, und die sechs
höheren Beamten, die jeweils für ein Land und mehrere horizontale Fragen zustän-
dig sind, hatten bis zur Sommerpause acht Kapitel abgeschlossen und entspre-
chende Länderberichte für den Rat erstellt. Auf Vorschlag van der Pas' begann das
Screening mit den relativ einfachen Kapiteln Wissenschaft und Forschung, Tele-
kommunikation, Erziehung und Bildung, Audiovisuelles, Industrie, KMU und
GASP. GASP-Themen werden in Anwesenheit der Präsidentschaft, 3. Pfeiler-The-
men in Anwesenheit der Mitgliedstaaten behandelt. Schwierige Kapitel, wie Bin-
nenmarkt oder Gemeinsame Agrarpolitik werden erst später aufgegriffen, so daß
auch die EU nochmals Zeit gewinnt, um sich Klarheit über finanzielle Eckwerte des
EU-Haushaltes und Reformschritte in einzelnen Politikbereichen zu verschaffen.
Über den Einstieg in substantielle Verhandlungen unter dem Vorsitz der Präsident-
schaft entscheidet der Rat. Er könnte bereits vor Abschluß des kompletten Scree-
ning-Verfahrens bilaterale Regierungskonferenzen über die bereits analysierten
Bereiche eröffnen. Aus Sicht der Kommission käme dies im Herbst 1998 in Frage.
Bis dahin sollen 90 individuelle Berichte zu den ersten fünfzehn Kapiteln vorliegen.
Mit dem Abschluß des Screening für die sechs wird entgegen früherer optimisti-
scher Einschätzungen nicht vor Juli 1999 gerechnet. Grundlage des Screenings mit
Zypern ist die Situation auf der ganzen Insel. Entgegen der Intention und den
Bemühungen der EU lehnte die nordzyprisch-türkische Gemeinschaft eine Teil-
nahme an der Verhandlungsdelegation ab, so daß bislang nur die legitime grie-
chisch-zyprische Regierung und Gemeinschaft in den Beitritts- und Verhandlungs-
prozeß einbezogen ist.

Verstärkte Heranführungs Strategie

Dreh- und Angelpunkt der HeranführungsStrategie, wie sie seit der Grundsatzent-
scheidung des Europäischen Rates in Essen (Dezember 1994) entwickelt worden
ist, bildet der acquis communautaire der Europäischen Union. Auf dessen Über-
nahme und effektive Anwendung sind alle Aktivitäten und Ressourcen des Beitritts-
und Verhandlungsprozesses ausgerichtet. Der HandlungsSpielraum der nationalen
Regierungen wird dadurch stark eingeschränkt (zum Beispiel im Bereich der Bei-
hilfepolitik, dem Umgang mit produktbezogenen Umweltstandards etc.), anderer-
seits ist ein erheblicher Gewinn für die Konsolidierung des Reform- und Transfor-
mationskurses zu erwarten. Von den ursprünglich vier Instrumenten der Heran-
führung sStrategie - Europa-Abkommen, strukturierter Dialog, finanzielle Unter-
stützung durch PHARE und Öffnung von Gemeinschaftsprogrammen für Beitritts-
kandidaten - ist nach den Beschlüssen des Europäischen Rates in Luxemburg der
strukturierte Dialog entfallen oder vielmehr als Option innerhalb des oben genann-
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ten multilateralen Rahmens des Beitritts- und Verhandlungsprozesses bruchstück-
haft aufgehoben. Zu den übrigen weiterentwickelten Instrumenten sind die soge-
nannten Beitrittspartnerschaften neu hinzugetreten. Während die Kommission dies-
bezüglich noch von einem „übergreifenden Rechtsrahmen" sprach, ist in den
Schlußfolgerungen allgemeiner von einem „einzigen Gesamtrahmen" die Rede, mit
dem „alle Formen der Unterstützung für die mittel- und osteuropäischen Bewer-
berstaaten" zum Einsatz gebracht werden sollen. Dieses neue Instrument bildet den
Schwerpunkt der verstärkten Heranführungsstrategie. Die Idee der Beitrittspartner-
schaften besteht darin, den Prozeß der Vorbereitung auf den Beitritt unter Anleitung
der Europäischen Union inhaltlich und zeitlich zu strukturieren.

Gestützt auf Art. 235 EGV verabschiedete der Rat am 15. März 1998 im Ein-
klang mit den Luxemburger Schlußfolgerungen Grundsätze, Prioritäten, unmittel-
bare Ziele und Bedingungen der Beitrittspartnerschaften und verabschiedete am 25.
März 1998 die zehn Beitrittspartnerschaften ohne Änderung der Kommissions vor-
schlage. Das Europäische Parlament hatte in seiner Entschließung vom 11. März
1998 unter anderem kritisiert, daß eine Festlegung kurzfristiger Prioritäten im
Bereich Menschen- und Bürgerrechte (politische Kriterien) fehlte.13 Insgesamt ist
die Position des Rates bei der Erstellung der Beitrittspartnerschaften gestärkt wor-
den. Die Kommission hatte dagegen vorgesehen, in eigener Regie im PHARE-Rah-
men die Entscheidung über die finanziellen und inhaltlichen Bestandteile der Bei-
trittspartnerschaften zu treffen. Die Beitrittspartnerschaften sind schematisch auf-
gebaut und gliedern sich in die Punkte: (1) Ziele, (2) Prinzipien, (3) Prioritäten und
Zwischenziele, die in kurzfristige, im Jahr 1998 zu erreichende oder substantiell
voranzubringende und in mittelfristige, die zwar 1998 in Angriff genommen, aber
nicht abgeschlossen werden können, unterteilt sind, (4) Programmierung der
PHARE-Mittel für 1998 und 1999, (5) Konditionalität, (6) „Monitoring" im Rah-
men der Assoziierungsgremien der Europaabkommen, bevor die Kommission ihren
Jahresbericht über die Fortschritte bei der Implementation der Beitrittspartner-
schaften und Erfüllung der Kopenhagener Kriterien für jedes der zehn Länder dem
Rat zuleitet.

Die in den Beitrittspartnerschaften festgelegten Ziele, zum Beispiel Stärkung der
institutionellen und administrativen Kapazitäten oder Abschluß eines Europäischen
Konformitätsbewertungsabkommens, werden durch Nationale Programme zur
Anpassung an den Acquis (NPAA) und Fahrpläne (Road Maps) zur Integration in
den Binnenmarkt unterlegt und konkretisiert. Die MOE-10 legten ihre NPAA bis
Ende März der Kommission vor. Die Kandidaten beginnen mit der systematischen
Vorbereitung nun keineswegs bei Null, sondern haben bereits seit dem Weißbuch
der Kommission zur „Vorbereitung der assoziierten Staaten Mittel- und Osteuropas
auf die Integration in den Binnenmarkt"14 oder spätestens seit Vorlage der Stellung-
nahmen mehr oder weniger detaillierte Anpassungsfahrpläne aufgestellt.15 Auch die
NPAA werden wohl in der Praxis in Konsultationen mit der Europäischen Union
erstellt werden. Sie liegen jedoch allein in der Verantwortung der nationalen Regie-
rungen.
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Für die Heranführungshilfe sollen nach Vorschlägen der Kommission vom 15. Juli
1997 und ihren drei diesbezüglichen Legislativvorschlägen vom 19. März 1998 ab
2000 zusätzliche Mittel und Finanzierungsinstrumente bereitgestellt werden. Im
Einklang mit den Forderungen des Europäischen Rates in Luxemburg ist ein Instru-
ment der strukturpolitischen Vorbeitrittshilfe für Verkehrs- und Umweltinfrastruk-
turen (ISPA) und eines für die ländliche Entwicklung (SAPARD) vorgesehen.
Anfang April 1998 hat die Kommission ein „Memorandum of Understanding" mit
der Europäischen Investitionsbank, der Osteuropabank EBRD und der Weltbank im
Hinblick auf die Verbesserung der Kofinanzierung von Darlehen für große Infra-
strukturprojekte (LSIF) geschlossen. Außerdem schlägt die Kommission eine Ver-
ordnung für die Gesamtkoordinierung der Instrumente vor, um Überschneidungen
zu reduzieren und die wirtschaftlichen Effekte zu optimieren. In Luxemburg hatten
die Staats- und Regierungschefs zwar nicht das Volumen der deutlich aufzu-
stockenden Heranführungshilfe beziffert, jedoch einige Leitlinien für die Neuaus-
richtung des PHARE-Programms definiert. Danach sollen zwei vorrangige Ziele
verfolgt werden: die Stärkung der Kapazitäten von Justiz und Verwaltung, für die
etwa 30% des Finanzrahmens vorzusehen sind und die Unterstützung von Investi-
tionen im Zusammenhang mit der Übernahme und Umsetzung des Acquis, die mit
etwa 70% zu Buche schlagen soll. Die Kommission hatte in ihrer Agenda 2000 vor-
geschlagen, darunter vor allem Unternehmen bei der Anpassung an Gemeinschafts-
normen zu unterstützen. Alles in allem soll die Heranführungshilfe im Zeitraum
2000-2006 für die Länder außerhalb der EU zirka 21.480 Mio. Euro betragen. Dar-
über wird der Rat jedoch erst im Zusammenhang mit den übrigen Eckpunkten der
Agenda 2000 - Finanzielle Vorausschau 2000-2006, Reform der Gemeinsamen
Agrarpolitik und der Regional- und Kohäsionspolitik - entscheiden. Hier liegen die
größten EU-internen Auseinandersetzungen.

Agenda 2000

Seit Vorlage der Agenda 2000 wird die Diskussion über die Kosten und den Nutzen
der Osterweiterung für die EU und die Mitgliedstaaten in der Politik und Öffent-
lichkeit systematischer, umfassender und konkreter, aber auch besorgter hinsicht-
lich der wirtschaftlichen Auswirkungen auf die EU-15 geführt.16 Die Kommission
hatte in ihrer Analyse der Wirkung der Erweiterung im Hinblick auf die Politiken
der EU und den Haushalt eine betont undramatische Prognose präsentiert. Danach
sei eine gestaffelte Erweiterung im Rahmen der Obergrenze von 1,27% des BSP der
EU fmanzierbar, verlange jedoch nachhaltige Reformen der Struktur- und Agrarpo-
litik sowie mit Blick auf die Funktionsweise der EU eine Anpassung der Institutio-
nen und Reform der Verfahren in Richtung der Mehrheitsentscheidungen als Regel
der Beschlußfassung.17 Diese Abschnitte der Agenda 2000 waren trotz ihrer deutli-
chen Kompromißorientierung in den Mitgliedstaaten sogleich sehr kritisch aufge-
nommen worden. Interessengruppen und Regionen, die ihre Besitzstände im Rah-
men der Gemeinsamen Agrarpolitik und der Regionalförderung gefährdet sehen,
wirken zunehmend massiv auf ihre Regierungen und die Kommission ein. Auf-
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grund der 1999 auslaufenden Haushalts Vereinbarung können Entscheidungen über
Umfang und Aufteilung der Mittel für die Neumitglieder und die Heranführungs-
hilfe nur nach Einigung über die neue Finanzielle Vorausschau erfolgen. Der
Bericht der luxemburgischen Präsidentschaft an den Europäischen Rat dokumen-
tierte die Fragmentierung der Interessen und die Suche nach möglichst günstigen
Ausgangspositionen für den Poker um die Brüsseler Mittel.18 Die Kommission prä-
sentierte am 18. März im Rahmen der Agenda 2000 Legislativ vorschlage zu allen
anstehenden Bereichen,19 so daß sich der vom Vorsitz für den Allgemeinen Rat
erstellte Zwischenbericht an den Europäischen Rat Cardiff anders als der Luxem-
burger Bericht auf die insgesamt 20 Legislativvorschläge konzentriert. Die teil-
weise erheblichen Divergenzen über die vorgeschlagenen Reformen bestimmen -
mit Ausnahme der Vorschläge zur Heranführungsstrategie - weiterhin das Gesamt-
bild.20 Insoweit liegen die Fortschritte vor allem in der Präzisierung, weniger in der
Lösung der Auffassungsunterschiede. In vielen Mitgliedstaaten ist die Definition
der Verhandlungspositionen Mitte 1998 trotz des engen „Zeitfensters" von rund
neun Monaten noch nicht abgeschlossen. So erwarten die meisten Mitgliedstaaten
und auch die Kommission, daß erst nach den Bundestagswahlen am 27. September
1998 Bewegung in die bislang nicht schlüssige deutsche Verhandlungsposition
komme, die für die Beschlüsse zu den finanziellen Aspekten von großer Bedeutung
ist. Das gesamte Finanzpaket Agenda 2000 soll auf einem Sondergipfel im März
1999, also vor Ende der Wahlperiode des Europäischen Parlamentes in den Grund-
zügen vereinbart werden.

Mit Blick auf den mittelfristigen Finanzrahmen für die Jahre 2000-2006 bleibt
die Festlegung der Obergrenze von 1,27 des BSP der EU strittig, da einige Länder,
allen voran Spanien, bezweifeln, daß die Mittel für die Finanzierung der GAP-
Reformen und die Erweiterung ausreichen werden. Die deutsche Regierung hatte
sich gemeinsam mit der britischen und anderen Nettozahlern nicht nur für die Bei-
behaltung der Eigenmittelobergrenze von 1999, sondern für ein deutliches Unter-
schreiten bei den Zahlungen ausgesprochen. Darüber hinaus pochte Bundeskanzler
Kohl darauf, daß in die Schlußfolgerungen ein Passus eingefügt werde, der das
Anliegen festhält, einen neuen Mechanismus für die Korrektur von Haushaltsun-
gleichgewichten einzuführen.21 Andere Mitgliedstaaten lehnen einen solchen
Mechanismus, der Veränderungen auf der Einnahmenseite und nicht nur bei den
Ausgaben brächte, ab. Die Bundesregierung will gemäß der Forderung einer fairen
Lastenteilung ihren sogenannten Nettobeitrag deutlich senken. Das bedeutet, daß
andere, darunter auch die ärmeren Länder mehr Mittel aufbringen müßten. Weiter-
hin erwarten andere Delegationen, daß die Einführung einer neuen progressiven
Einnahmequelle geprüft wird. Die Kommission wird bereits im Oktober 1998 ihren
zunächst für 1999 vorgesehenen Bericht über die Eigenmittel und die Frage der
relativen Haushaltspositionen im Lichte der Reformen der Politiken vorlegen. Auch
bezüglich anderer Annahmen der Kommission - so die (zu) optimistische Wachs-
tumsrate von durchschnittlich 2,5% für die EU, und das Prinzip der vollständigen
Deckung der Kosten für den Beitritt und die Heranführung aus dem Spielraum
unterhalb der Eigenmittelobergrenze unter Beibehaltung eines konstanten Spiel-
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raums in Höhe von 0,03% bis 0,06% des BSP für unvorhergesehene Maßnahmen -
werden Zweifel angemeldet. In keinem Falle wurde der Gesamtumfang der in den
einzelnen Rubriken vorgeschlagenen Mittel vom Rat im einzelnen diskutiert.
Einige Delegationen sehen zum Beispiel die veranschlagten strukturpolitischen
Mittel für die EU-15 als zu gering, andere als zu hoch an. Die Kontroverse zwischen
Transferbeziehern und Nettozahlern bleibt also bestehen.

Da gegenwärtig mehr als 50% der EU-Bevölkerung in EU-Fördergebieten lebt,
haben nahezu alle Mitgliedstaaten bei einer Reform der Struktur- und Kohäsions-
fonds etwas zu verlieren beziehungsweise Pfründe zu verteidigen. Diese Reform
zielt auf eine Konzentration, verbesserte Effizienz und vereinfachte Verwaltung der
Mittel. Im großen und ganzen unterstützen alle Delegationen die von der Kommis-
sion vorgeschlagene Verringerung der vorrangigen Ziele von sieben auf drei und der
Gemeinschaftsinitiativen von 15 auf drei Aktionsbereiche. Unter das neue Ziel 1
sollen wie unter das alte jene Regionen mit Entwicklungsrückstand fallen, deren
Pro-Kopf-BIP weniger als 75% des Gemeinschaftsdurchschnittes beträgt. Die
Kommission schlägt vor, den Schwellenwert strikt und einheitlich anzuwenden,
während einige Delegationen für ein flexibleres Vorgehen bei der Anwendung plä-
dieren. Länder wie Finnland treten für eine Berücksichtigung der Gebiete der
äußersten Randlage und derzeitigen Ziel-6-Regionen (geringe Bevölkerungsdichte)
ein. Keine Einigung wurde darüber erzielt, zirka zwei Drittel aller Strukturmittel
den Ziel-1-Regionen zuzuweisen. Hinsichtlich der Kriterien ist das Ziel 2 für
Gebiete, in denen eine wirtschaftliche und soziale Umstellung in den Sektoren
Industrie und Dienstleistungen stattfindet, recht ungenau. Das neue Ziel 2 umfaßt
das alte Ziel 2 und das mit der Reform wegfallende Ziel 5b, so daß es Gebiete mit
ländlicher Struktur und rückläufiger Entwicklung, Problemgebiete in den Städten
und von der Fischerei abhängige Krisengebiete einschließt. Höchstens 18% der
Gesamtbevölkerung der Gemeinschaft soll durch das neue Ziel 2 abgedeckt wer-
den. Dieser um 7% gegenüber der bisherigen Regelung reduzierte Höchstsatz und
seine Anwendbarkeit auf die einzelstaatliche Ebene und die der Region sind kriti-
siert worden. Die meisten Delegationen halten die Kriterien der Förderungswürdig-
keit für zu vage, nicht quantifizierbar, unvollständig oder nicht transparent genug.
So ist bekannt, daß die britische Regierung das Hauptkriterium der Arbeitslosigkeit
in einer Region zumindest für ergänzungsbedürftig hält. Das neue Ziel 3 setzt sich
aus den alten Zielen 3 und 4 zusammen und dient der Entwicklung der Humanres-
sourcen und soll alle Gebiete abdecken, die nicht unter die Ziele 1 und 2 fallen. Eine
funktionale Konzentration ist also kaum als Folge der Reformen zu erwarten.22

Durch die räumliche Konzentration der Ziele 1 und 2 und angesichts der Senkung
des BSP-Gemeinschaftsdurchschnittes in Folge der Erweiterung werden einige
Regionen ihren Förderstatus im Jahr 2000 oder nach Auslaufen der Programmie-
rung für sieben Jahre verlieren. Für ehemalige Ziel-1-Regionen soll die Förderung
schrittweise bis Ende 2005 auslaufen, für Ziel-2- beziehungsweise Ziel-5b-Regio-
nen (Strukturanpassung ländlicher Gebiete) bis 2003.

Die Debatte über die Reform der GAP ist weiterhin von großen Auffassungsun-
terschieden bestimmt. Der Rat der Landwirtschaftsminister einigte sich am 26. Mai
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1998 auf eine Problemliste, ohne bereits jenseits allgemeiner Prinzipien Lösungen
zu skizzieren. Der Europäische Rat in Cardiff bezeichnete die Vorschläge der Kom-
mission als Ausgangspunkt der Reformen. Der Bericht des Vorsitzes zeigt, daß
mehrere Delegationen (Dänemark, Finnland, Griechenland, Italien, die Nieder-
lande, Schweden, das Vereinigte Königreich) den Vorschlägen zur Fortsetzung der
Mac Sharry-Reformen durch Reduktion der Preisstützung in Kombination mit
direkten Einkommensstützungen im Prinzip positiv gegenüberstehen. Schweden
und traditionell auch das Vereinigte Königreich setzen sich sogar für eine radikalere
Marktöffnung und Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Land-
wirtschaft ein. Die übrigen Delegationen (Österreich, Belgien, Deutschland, Spa-
nien, Frankreich, Irland, Luxemburg und Portugal) nehmen eine deutlich reservier-
tere Haltung ein, wobei sie sehr heterogene Prioritäten und Interessenlagen geltend
machen. Sie betonen insbesondere die Aufrechterhaltung der multifunktionellen
Natur der europäischen Landwirtschaft und warnen davor, bereits vor Beginn der
WTO-Verhandlungen - die erheblichen Druck auf Preise und Schutzmaßnahmen
ausüben dürften - einseitige Konzessionen zu machen. Die Kommissionsvor-
schläge, wie die Preissenkungen für Rindfleisch, Getreide und Milch, treffen die
Mitgliedstaaten unterschiedlich stark. So machen diese Sektoren zum Beispiel 70%
der landwirtschaftlichen Erzeugung Irlands aus. Ferner will die Kommission das
Prinzip der Subsidiarität stärker zur Geltung bringen, jedoch sehen einige Mit-
gliedstaaten darin die Gefahr von Wettbewerbsverzerrungen, einer Renationalisie-
rung der GAP, vermehrten bürokratischen Aufwandes und einer Schwächung
gegenüber Konkurrenten in Drittstaaten.

Zu Recht erwartet der Europäische Rat, daß der Rat seine Arbeit zur Agenda
2000 intensiviert und unter der jeweils rechtlich gebotenen Einbeziehung des
Europäischen Parlamentes bis März zu einer politischen Einigung über das Gesamt-
paket gelangt. In keinem der Kommissionsvorschläge ist zu erkennen, daß die
bevorstehende Erweiterung die Reformen inhaltlich geprägt oder beflügelt hätte. Es
wird keine speziellen Fonds oder „Ziele" für die neuen Mitglieder geben, vielmehr
versuchen Altmitglieder wie Österreich und zum Beispiel das Land Bayern eine
spezielle „Grenzlandförderung" zu definieren, um spezifischen Problemen der
neuen Nachbarschaft in der erweiterten EU zu begegnen. Die GAP wird im wesent-
lichen auf den bereits ausgetretenen Reformpfaden weitergeführt. Nach den Vor-
stellungen der Kommission sollen neue Mitglieder zwar nur bis zu einer Absorpti-
onsgrenze von 4% ihres BIP Strukturmittel erhalten, davon abgesehen aber nach
gleichen Kriterien wie die Alt-Mitglieder behandelt werden. Auf die Landwirtschaft
in den neuen Mitgliedsländern sollen dagegen keine Ausgleichszahlungen (Sub-
ventionsentschädigungen und Einkommensstützungen) jenseits der reinen Markt-
ordnungskosten übertragen werden.

Die Kommission hatte das Jahr 2002 als technisches Datum für den Beitritt von
sechs Ländern in ihrer Finanziellen Vorausschau für die Jahre 2000-2006 zugrunde
gelegt, auch wenn dies politisch nur unter äußerst günstigen Bedingungen zu reali-
sieren sein dürfte. Gerade mit Blick auf den Beitritt von stark agrarisch bestimmten
Ländern wie Polen und solchen, die künftig größere Produktivitätsgewinne erwar-
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ten lassen, wie Ungarn, ist es geboten, frühzeitig den Finanzbedarf über das Jahr
2006 hinaus bei den Agrarreformen im Blick zu haben.

Europa-Konferenz

Seitdem die französische Regierung im Frühjahr 1996 eine „Ständige Konferenz"
der EU und anderer beitrittsuchender europäischer Staaten vorgeschlagen hatte, war
die Idee einer „Europäischen Konferenz" zum Spielball verschiedener Interessen
und strategischer Überlegungen über den Verlauf des Erweiterungsprozesses
geworden. Einige Mitgliedstaaten sahen darin eine Entwicklungsoption für den
strukturierten Dialog, der nach Meinung der Mehrzahl der involvierten Akteure zu
aufwendig und wenig ergiebig war. Das Ziel einer Europäischen Konferenz wäre
somit die sichtbare Profilierung der Beitrittsperspektive für alle zehn MOE-Staaten
gewesen. Frankreich ging es vor allem darum, ein diplomatisch aufgewertetes,
intergouvernementales und umfassendes multilaterales Forum zu schaffen, das par-
allel zu bilateralen Beitritts Verhandlungen Konsultationen über den Erweiterungs-
prozeß auf höchster Ebene ermöglichen sollte.23 Diese und andere Überlegungen
liefen darauf hinaus, die Europa-Konferenz als eine Art Dach zu konstruieren, unter
dem verschiedene Instrumente der Erweiterungspolitik und Strukturen der Bezie-
hungen zwischen der Europäischen Union, besonders den Mitgliedstaaten und
Staaten mit einer „europäischen Berufung" zusammengeführt werden sollten.

Seit Mitte 1997 hatte sich die Debatte in der EU auf die Frage des Teilnehmer-
kreises verlagert, darunter vor allem die, ob und wie die Türkei einbezogen werden
könne. Aufgrund der verschleppten Klärung der Beitrittsperspektive der Türkei im
Verhältnis zu den Ländern Mittel- und Osteuropas, die offenbar allesamt die Türkei
überholt hatten, geriet die Debatte rasch in eine Schieflage. Aus unterschiedlichen
Gründen hatten sich Griechenland und zunächst auch Deutschland gegen die Ein-
beziehung der Türkei ausgesprochen. Die Bundesregierung hatte eine Europa-Kon-
ferenz als Krönung des strukturierten Dialoges favorisiert, auf der horizontale Fra-
gen des Erweiterungsprozesses zwischen den zehn MOE-Staaten und dem bereits
zuvor gelegentlich in den multilateralen Rahmen einbezogenen Zypern sowie den
EU-15 diskutiert werden sollten. Dagegen hatte Griechenland vor allem auf politi-
sche Vorbedingungen gepocht und bis kurz vor dem Gipfel eine Mitwirkung der
Türkei abgelehnt. Die Kommission plazierte die Europa-Konferenz in der Agenda
2000 zwischen ihre Ausführungen über Zypern und die Türkei und nicht im Kon-
text der Heranführungsstrategie. Die Kommissionsformel hätte nicht nur das Ein-
trittsticket für die Türkei, sondern auch für weitere Staaten, wie Malta, die EFTA-
und EWR-Länder bedeuten können. In Luxemburg wurde der Teilnehmerkreis nun
dahingehend definiert, daß diejenigen europäischen Staaten, die für einen Beitritt in
Frage kommen und die Werte sowie die internen und externen Ziele der Union tei-
len, mit den Mitgliedstaaten der Union in der Europa-Konferenz auf der Ebene der
Staats- und Regierungschefs unter Einschluß des Kommissionspräsidenten und auf
Ebene der Außenminister jährlich zusammentreffen. In einer ersten Phase wurden
die zehn MOE-Staaten, Zypern und die Türkei zur Teilnahme aufgerufen und die
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Europa-Konferenz unter die Überschrift „Die Erweiterung der Europäischen
Union" gestellt. Die EU beherzigte also die besonders von Frankreich und Groß-
britannien sowie den USA geforderte Einbindung und Beschwichtigung der Türkei,
ohne jedoch Tür und Tor für eine weitere Ausdehnung der Konferenz in Richtung
eines Europarat-Formates zu öffnen. Allerdings haben zum Beispiel Kroatien,
Moldawien, Albanien und die Ukraine ihr Interesse an einer Teilnahme signalisiert.

Jedoch schlug die Türkei die Einladung aus, zur Eröffnung der Europakonferenz
am 12. März 1998 nach London zu kommen. So trafen sich die 26 Staats- oder
Regierungschefs, um noch vor dem Beginn des Beitritts- und Verhandlungsprozes-
ses folgende Themen zu behandeln: grenzüberschreitende organisierte Kriminalität,
Umwelt-, Außen- und Sicherheitspolitik, wettbewerbsfähige Volkswirtschaften
sowie regionale Zusammenarbeit. Erweiterungsprobleme und Beitrittsmodalitäten
sollen in diesem Rahmen nicht diskutiert werden. Als konkretes Ergebnis ist fest-
zuhalten, daß eine Sachverständigengruppe aus Staaten der Europa-Konferenz (zur
Mitarbeit eingeladen wurden ausdrücklich die Schweiz und die Türkei) gemeinsam
mit der Kommission Probleme im Zusammenhang mit der organisierten Krimina-
lität und dem illegalen Drogenhandel erörtern soll. Darüber hinaus nahmen die par-
allel tagenden 26 Außenminister eine Erklärung zum Kosovo an.

Ausblick

Mit den Beschlüssen der Europäischen Räte von Amsterdam, Luxemburg und Car-
diff hat die Erweiterung einen relativ klaren politisch-institutionellen Rahmen
erhalten. Bestätigt wurde jedoch die seit längerem vorherrschende Einschätzung,
daß die Herausforderungen der Erweiterung keinen ausreichend großen Druck
erzeugen, um qualitative Reformsprünge der EU in den Politikbereichen und insti-
tutionellen Fragen zu beschleunigen. Letztere werden erfahrungsgemäß nicht als
Vorratsbeschlüsse und damit erst kurz vor dem Wirksamwerden der ersten Erweite-
rung gefaßt werden. Die Finanzmittel für die Heranführungshilfe und die erste
Phase unmittelbar nach dem Beitritt neuer Mitglieder ist weniger am Bedarf der
Kandidaten als vielmehr an der politischen Verträglichkeit für die Altmitglieder ori-
entiert. So sollen die beitrittsbezogenen Ausgaben im Zeitraum 2000-2006 mit
53.660 Mio. Euro zu Buche schlagen, das entspricht im Jahr 2006 nur 0,11% des
BSP der EU, wahrlich kein hoher Betrag für einen historischen Schritt der europäi-
schen Integration.

Die Verhandlungen mit den mittel- und osteuropäischen Staaten versprechen
nicht nur wegen der bereits erkennbaren Problembereiche - Beihilferecht, Wettbe-
werbspolitik, Landwirtschaft, Umwelt, soziale Standards, administrative Kapazitä-
ten, Schutz der Außengrenzen, Freizügigkeit für Arbeitnehmer - schwierig zu wer-
den. Die Wahlen vom Herbst 1997 in Polen und vom Frühjahr 1998 in Ungarn und
der Tschechischen Republik haben Regierungen ins Amt gebracht, die möglicher-
weise nicht nur rhetorisch stärker auf die Schutzinteressen bestimmter Bevölke-
rungsgruppen, besonders der Bauern oder der Stahl- und Bergarbeiter und auf poli-
tisch-psychologische Dispositionen - zum Beispiel hinsichtlich des Bodenerwerbes
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für Unionsbürger - bei der Formulierung ihrer Verhandlungspositionen eingehen
werden. Erst allmählich beginnen einige der Kandidaten, ihre Bevölkerung auf die
wahrscheinlichen Konsequenzen der Erweiterung vorzubereiten und intern die
„Wirkungen, Erwartungen und Interessen"24 mit Blick auf ihren EU-Beitritt syste-
matisch und nicht nur punktuell abzuschätzen. Ähnliches gilt - wie die EU-inter-
nen Verhandlungen über die Agenda 2000 zeigen - auch für die Mitgliedstaaten.
Die öffentliche Meinung in den Mitgliedstaaten spiegelt die differenzierte Sicht der
Vorteile und Risiken der Erweiterung wider.25 Abzuwarten bleibt, inwiefern die
Vielzahl beitrittsbezogener Gespräche auf mehreren Ebenen des Beitritts- und Ver-
handlungsprozesses die Grenzen zwischen Heranführung und Beitritts Verhandlun-
gen verwischen wird. Während für die Agenda 2000 und die Verhandlungen mit den
fünf MOE-Vorreitern und Pre-ins ein Zeitplan skizziert ist, bleibt die Behandlung
Zyperns und die Einbindung der Türkei in den Erweiterungsprozeß problematisch.
Bislang ist die Türkei auf die in Luxemburg angebotene europäische Strategie nicht
eingegangen.26 Die Eröffnung des Screenings mit einer rein griechisch-zyprisch
besetzten Delegation der Republik Zypern gibt wenig Zuversicht, daß die Beitritts-
perspektive für die Insel eine politische Lösung des Zypernproblems anstößt.
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